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Mehr Demokratie hat ein eigenes Bildungs-

werk gegründet, das in Kooperation mit 

anderen Bildungsinitiativen demokratische 

Kompetenzen wie Kommunikations- und 

Kooperationsfähigkeit fördern möchte. 

ab Seite 12

Am 5. November schaute alle Welt gebannt 

auf die Wahl von Trump. Übersehen wurde 

dabei, dass gleichzeitig in 41 Bundesstaaten 

in 159 Sachfragen entschieden wurde, 

teilweise konträr zu seiner Bundespolitik.

ab Seite 48

metro_polis ist eine Dialoginitiative in 

Dresdener Straßenbahnen, die sich seit 

2019 von einem offenen Gesprächsangebot 

zu einem aufsuchenden Demokratieprojekt 

weiterentwickelt hat.

ab Seite 20



Liebe Leserinnen und Leser, 

an jeder Ausgabe dieses Magazins wird wochenlang gearbeitet, Beiträge werden erbeten, 

mitunter wird nachgehakt, und wenn die Texte vorliegen, werden sie redaktionell bearbeitet. 

Schon früh werden die Landesverbände von Mehr Demokratie um ihre kurzen Berichte ge-

beten, die dann auf einer Doppelseite versammelt werden. Diesmal mussten gleich zwei 

dieser Texte kurz vor dem Druck des Heftes neu geschrieben werden: die von Thüringen und 

Brandenburg, da hier nun die Koalitionsverträge vorliegen. Und jetzt, da Sie das Heft in den 

Händen halten, ist die Seite schon nicht mehr aktuell, da vermutlich auch Sachsen die Ver-

handlungen beendet hat. In allen drei Ländern haben wir versucht, unsere Themen und 

Forderungen bei den Sondierungen anzumelden, dann bei den Koalitionsverhandlungen. 

Die Ergebnisse in Brandenburg und Thüringen sind ernüchternd, bei Bürgerbeteiligung und 

direkter Demokratie wenig konkret, nicht sonderlich kreativ und ambitioniert schon gar 

nicht. Da wird der Vertrauensverlust in die Demokratie beklagt, aber das war’s dann auch 

schon. Dabei gibt es Ideen in Fülle, wie sich die Demokratie entwickeln ließe. Dieses Heft 

bietet ein ganzes Sammelsurium an Orientierungen. Und Sachsen? Jedenfalls hat sich unser 

junger und sehr engagierter Landesverband ins Zeug gelegt. Wir werden sehen. 

Wahlen bleiben ein Thema, auch in diesem Heft. Mit der Präsidentschaftswahl in den 

USA befasst sich ein Reisebericht. Und zur Rolle derer, die zum ersten Mal wählen, gibt es 

ebenfalls einen Beitrag. 

Die vorgezogene Bundestagswahl stellt uns vor die Aufgabe, unsere Themen zu platzie-

ren – auch hier in der Hoffnung, dass diese sich in Wahlprogrammen niederschlagen, mit in 

die Sondierungen und an die Verhandlungstische genommen werden. Gar nicht so einfach, 

zumal der Bundesvorstand bei der Mitgliederversammlung im November neu gewählt wur-

de und sich erst einmal finden muss. Diese lesenswerte Ausgabe ist so gefüllt, dass sich 

eine gesonderte Seite zu unseren eigenen Wahlen nicht mehr einrichten ließ. Deshalb prä-

sentiert sich der Bundesvorstand gleich hier. 

Ich wünsche Ihnen eine gesegnete Weihnachtszeit 

und manchen Stern, der Wege weist.

Ihr 

Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher 
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Die Mauer war  
gefallen, aber  
nicht der Groschen 
Ein Rückblick auf die friedliche Revolution in der  

DDR vor 35 Jahren – von Ralf-Uwe Beck

A
m 9. Oktober 2024 erinnerte 

die Tagesschau in ihrer Haupt-

ausgabe um 20 Uhr an die gro-

ße Demonstration in Leipzig 40 Jahre 

zuvor. Der Tagesschau-Sprecher sagte: 

Diese Demo war ein „Wendepunkt auf 

dem Weg zum Mauerfall“. Das klingt 

so, als sei der Mauerfall Ziel des Auf-

bruchs in diesem Revolutionsherbst 

gewesen. Aber der Mauerfall war nicht 

das Ziel, er war ein Ergebnis. 

Wir waren zunächst ins Landesin-

nere unterwegs, wanderten nicht 

gleich in Richtung Westen. Wir haben 

unser Land gesucht. Mein Land, wo 

liegt es? Ich weiß das Land nicht zu 

finden, haben Goethe und Schiller in 

ihre Xenien gedichtet. Wir wollten 

nicht mehr im Betrieb rumsitzen, 

Däumchen drehen, weil kein Material 

da war und abends in der Aktuellen 

Kamera, der zentralen Nachrichten-

sendung der DDR, hören: Es geht vor-

an. Wir wollten Wahrhaftigkeit. Es ging 

um freie und geheime Wahlen, Mei-

nungs-, Presse- und Versammlungs-

freiheit, um das tägliche Brot der De-

mokratie – und noch lange nicht 

darum, was wir uns auf das Brot 

schmieren wollten. 

Die im Herbst 1989 noch abgehau-

en sind, wollten das Land hinter sich 

lassen. Die dablieben, wollten es sich 

vornehmen. Bleib im Lande und nähre 

Dich redlich, so heißt es in einem 

Psalm. Daraus haben wir gemacht: 

Bleib im Lande und wehre Dich täglich. 

Niemand war verzichtbar, jede und je-

der willkommen. Dabei haben wir uns 

(zunächst) nichts übelgenommen, 

egal, ob sich jemand weggeduckt oder 

aufgemuckt hatte: Wir wollten von Ein-

wohnerinnen und Einwohnern zu Bür-

gerinnen und Bürgern werden, bereit, 

für die Gesellschaft zu bürgen. Das 

war eines der Wunder des Herbstes 

1989. 

Dann fiel die Mauer. Wunder und 

Wahnsinn – nichts kann dies schmä-

lern. Aber damit änderte sich auch un-

sere Denk- und Sehnsuchtsrichtung. 

„West“ war schon immer unser Vor-

zeichen für „besser“: West-Auto, West-

Jeans, West-Wanderschuhe und West-

Rucksack, West-Kaffee, West-Geld. 

„Kommt die DM nicht zu uns, kommen 

wir zu ihr“ stand auf den Transparen-

ten. Oder: „Helmut, nimm uns an die 

Hand, führe uns ins Wirtschaftswun-

derland.“ Es ist nur zu menschlich, 

dass wir dazugehören wollten. Der An-

spruch, die Dinge selbst in die Hand zu 

nehmen, erlahmte, je mehr und je 

schneller es auf die Wiedervereini-

gung zuging. 

Der Weg dorthin war im letzten Ar-

tikel des Grundgesetzes, dem Artikel 

146, vorgezeichnet, gewissermaßen 

das letzte Wort der Mütter und Väter 

des Grundgesetzes: Eine gesamtdeut-Fo
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sche Verfassung sollte ausgearbeitet 

und per Volksabstimmung eingeführt 

– und so das Grundgesetz abgelöst 

werden. Dieses Grundgesetz galt als 

Schuppen, wie Carlo Schmid gesagt 

hatte. Die Verfassung sollte das feste 

Gebäude werden. Gleichzeitig sollte 

damit dann endlich auch eingelöst 

werden, was im Artikel 20 des Grund-

gesetzes vorgesehen war: „Alle 

Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie 

wird vom Volke in Wahlen und Abstim-

mungen (…) ausgeübt.“ 

Die Wahlen waren ausgeführt, im 

Grundgesetz näher bestimmt, die Ab-

stimmungen nicht. Das Volk galt unmit-

telbar nach dem Zweiten Weltkrieg als 

manipulierbar, als leicht verführbar. 

Auch wurde befürchtet, die Kommunis-

ten könnten die direkte Demokratie für 

ihre Ziele nutzen. Also wurde der bun-

desweite Volksentscheid – so hat es Ot-

mar Jung formuliert – unter Quarantä-

ne gestellt. Bald würde es ohnehin zur 

Wiedervereinigung kommen, und wenn 

dann die Verfassung von Ost und West 

gemeinsam ausgearbeitet wird, wür-

den auch Volksbegehren und Volksent-

scheide auf Bundesebene eingeführt. 

Nur hat es dann eben doch 40 Jahre 

gedauert. Mit dem Mauerfall eröffnete 

sich der von den Eltern des Grundge-

setzes vorgezeichnete Weg. Nur wurde 

er nicht begangen. Favorisiert wurde – 

von beiden Seiten – eine schnelle Wäh-

rungsunion, eine schnelle Wirtschafts-

union, eine schnelle Wiedervereinigung. 

Man entschied sich für die Abkürzung, 

den Beitritt nach Artikel 23 des Grund-

gesetzes. Eine gemeinsame Verfas-

sung wurde nicht angepackt. 

Dabei hatte sich die DDR-Bürger-

rechtsbewegung vorbereitet. Sie pla-

katierte im Wahlkampf vor den Volks-

kammer-Wahlen: „Artikel 23: Kein 

Anschluss unter dieser Nummer.“ Am 

Zentralen Runden Tisch wurde von De-

zember 1989 bis Anfang April 1990 

eine Verfassung für eine DDR 2.0 aus-

gearbeitet. Die sollte der Beitrag des 

Ostens für die deutsch-deutsche Ver-

fassungswerkstatt sein – legitimiert 

durch das Volk selbst. Geplant war, den 

Entwurf am 17. Juni 1990 in einem 

Volksentscheid zur Abstimmung zu 

stellen. Dieser Verfassungsentwurf bot 

gegenüber dem Grundgesetz die dop-

pelte Dosis an Grundrechten, nicht 20, 

sondern 40. Da findet sich in Artikel 1 

der uns vertraute und unaufgebbare 

Satz: „Die Würde des Menschen ist un-

antastbar.“ Und dahinter: „Jeder schul-

det jedem die Anerkennung als Glei-

cher.“ Hier geht es nicht nur um das 

Verhältnis des Einzelnen zum Staat, 

sondern um unser Verhältnis und das 

Das Grundgesetz hatte für die Wiedervereinigung 
den Weg vorgezeichnet: Ausarbeitung einer ge-
meinsamen Verfassung und darüber eine Volks-
abstimmung. Die Wiedervereinigung hätte darin 
ihre Seele gefunden – und wir das Land, in dem wir 
leben wollen. Aber es wurde die Abkürzung ge-
nommen. 

Verhalten untereinander. Das war die 

Erfahrung aus dem Herbst 1989, dass 

es auf jede und jeden ankam. Aber die 

am 18. März 1990 neu und zum ersten 

Mal frei gewählte Volkskammer nahm 

den Verfassungsentwurf entgegen – 

und ignorierte ihn. Die Mauer war ge-

fallen, aber nicht der Groschen. 

Dennoch war der Weg nach Artikel 146 

und für eine gemeinsame Verfassung 

nicht verstellt – und ist es bis heute 

nicht. Der Einigungsvertrag sah in Ar-

tikel 5 vor, genau diesen Weg bald zu 

prüfen. Dafür wurde die Gemeinsame 

Verfassungskommission des Bundes 

und der Länder eingesetzt, die 1992/93 
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Demonstration im Dezember 1989. Mit Megaphon: Bernd Burkhardt, später  

Vertrauensperson des ersten Thüringer Volksbegehrens für Mehr Demokratie. 



tagte. In dieser Kommission saß auch 

Wolfgang Ullmann. Der Theologe hatte 

die DDR-Bürgerrechtsbewegung „De-

mokratie jetzt“ mitgegründet, saß am 

Runden Tisch der DDR, war in der All-

parteienregierung Modrow Minister 

ohne Geschäftsbereich, war später 

Mitglied der Volkskammer und dann 

auch für Bündnis 90 im Bundestag. Er 

beantragte, die direkte Demokratie ins 

Grundgesetz aufzunehmen, und zwar 

nach einem Muster, das auch Mehr De-

mokratie bis heute fordert: dreistufige 

Volksgesetzgebung, 100.000 Unter-

schriften für die erste Stufe, eine Milli-

on für das Volksbegehren und den 

Volksentscheid ohne Zustimmungs-

klausel. Unterstützt wurde sein Vor-

stoß von 265.000 Unterschriften, die 

auch von der I.D.E.E. gesammelt wur-

den, dem Vorgängerverein von Mehr 

Demokratie. Aber Ullmanns Vorschlag 

wurde abgelehnt, er verließ wenig spä-

ter aus Protest die Kommission. Sei-

nen Vorschlag brachte er als Abgeord-

neter auch noch direkt in den 

Bundestag ein. Die Gemeinsame Ver-

fassungskommission jedenfalls konnte 

sich nicht darauf einigen, an die Ausar-

beitung einer gemeinsamen Verfas-

sung zu gehen. 

Ich bin sicher: Wäre sich Ost und 

West in einer Verfassungswerkstatt be-

gegnet, hätten wir Ossis uns weniger 

als Bittsteller gefühlt und wären weni-

ger so behandelt worden. Der aufrech-

te Gang, den wir im Herbst 1989 geübt 

hatten, wäre nicht so schnell vom Frust 

eingeholt worden. Impulse aus der 

friedlichen Revolution, wie die Forde-

rungen nach direkter Demokratie, nach 

einer Verankerung auch der Bürgerbe-

teiligung als Grundrecht, hätten zu ei-

ner Würdigung der Bürgerinnen und 

Bürger werden können, die den Auf-

stand gegen das SED-Regime gewagt 

hatten. Der Westen hätte sich nicht 

einfach durch diesen Beitritt eines wei-

teren Landesteils bestätigt gefunden, 

sondern hätte etwas lernen können 

über seine Verantwortung in der Welt. 

Hätte, hätte, hätte. Mindestens wäre 

dieser verfassungsgebende Prozess 

die Chance gewesen, eine gesamtdeut-

sche Identität zu begründen. Die Wie-

dervereinigung hätte darin ihre Seele 

gefunden – und wir das Land, in dem 

wir leben wollen. Vielleicht. 

Der Gesetzentwurf, der am Runden 

Tisch der DDR entstanden war, wurde 

als Ballast auf dem schnellen Weg zur 

Deutschen Einheit abgeworfen. Er war 

aber dennoch nicht wirkungslos. In 

alle Kommunal- und Landesverfassun-

gen der neuen Bundesländer wurden 

ganz selbstverständlich Bürgerbe-

gehren und Bürgerentscheide für die 

Kommunen und Volksbegehren und 

Volksentscheide für die Landesebene 

festgeschrieben. Dieser Impuls aus der 

friedlichen Revolution und den neuen 

Bundesländern hat auf ganz Deutsch-

land ausgestrahlt. Bis 1989 gab es die 

direkte Demokratie in Kommunen nur 

in Baden-Württemberg und auf Lan-

desebene nur in sechs der zehn alten 

Bundesländer. Heute gibt es die direkte 

Demokratie ausnahmslos in allen Bun-

desländern – wenn auch noch immer 

und oft mit allzu hohen Hürden. Hier 

liegen die Aufgaben für Mehr Demokra-

tie, wie auch beim bundesweiten Volks-

entscheid, der noch zu erkämpfen ist. /

Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher von  

Mehr Demokratie.

35 Jahre friedliche Revolution
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Ein „Flugblatt“ zu den letzten Kommunalwahlen der DDR;  

es wurde als Fotoabzug in privater Dunkelkammer vervielfältigt 

(Abbildung in Originalgröße).
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Demokratieentwicklung

Der Platz der 
Demokratie ist 
(noch) leer
Gedanken zu einer demokratischen Politik nach dem Bruch der Ampelkoalition – 

von Claudine Nierth
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Demokratieentwicklung

W
enn die Demokratie eine Stimme hätte, wen wür-

de sie wählen? Wer würde sie am besten vertre-

ten? Gibt es überhaupt jemanden, der der Demo-

kratie zuhören und ihre Bedürfnisse verstehen würde? 

Alle reden über den Schutz, die Verteidigung oder gar 

Rettung der Demokratie. Neulich sagte mir ein Freund, dass 

in seinen Augen niemand der Demokratie so geschadet habe 

wie die zerbrochene Ampelregierung. Also gerade jene, die 

besonders häufig ihre Sorgen über die Demokratie kundtun. 

Wenn die Demokratie eine Persönlichkeit wäre, wie gin-

ge es ihr gerade? Hätte sie nicht das Gefühl, dass viele über 

sie reden, ohne ihre Anwesenheit überhaupt zu bemerken? 

Was höre ich, wenn ich die Demokratie frage: „Wie geht 

es Dir? Was brauchst Du, damit Du besser mit uns leben 

kannst?“ Vielleicht antwortet die Demokratie: „Ich kann le-

ben, wenn ihr mich wollt, mir vertraut und mich einbezieht. 

Ich blühe auf, wenn Menschen aktiv an mir teilhaben. Und 

ich brauche Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit. Aber vor allem 

brauche ich einen Platz, an dem ich mich entfalten kann. 

Sonst werde ich verdrängt. Je mehr ich mich entfalten 

kann, desto weniger wird über mich nur geredet.“

Wo werden diese Bedürfnisse der Demokratie erfüllt? 

Warum hat die Demokratie keinen Stuhl am Regierungs-

tisch? Warum gibt es für sie keinen zentralen Platz im Par-

lament, wo doch das Parlament das Zentrum der Demokra-

tie sein sollte? Nein, der Platz der Demokratie ist leer! 

Sowohl am Regierungstisch als auch im Parlament. Kein 

Stuhl, keine eigene Zuständigkeit, kein Platz. Und wie sieht 

es in der Gesellschaft aus? Auch da ist der Platz der Demo-

kratie meistens nicht besetzt. Und wie sieht es in uns selbst 

aus? Welchen Platz hat die Demokratie in uns? In mir?

Wer glaubt, jemanden oder etwas schützen, retten oder 

unterstützen zu müssen, der sollte die Betroffene oder den 

Betroffenen möglichst selbst ins Zentrum stellen, sie mit-

einbeziehen. Sollte sie fragen und sie ernst nehmen, ihre 

Hilferufe und Signale aufgreifen.

Am 6. November 2024 ist die Ampelregierung in ihre 

Einzelteile zerfallen, weil die Führungsspitze es zusammen 

nicht hingekriegt hat. Ein Aufatmen ging durchs Land. Weil 

viele spürten, dass es so nicht weitergehen konnte. Und 

gleichzeitig gab es auch Verbitterung und Verzweiflung. 

Vor allem über die fehlende Kommunikation, über das Ge-

geneinander untereinander. Jetzt gehen wir auf Neuwah-

len zu. Und wieso sollte es nach der Wahl besser werden? 

Wer kann denn mit wem besser kooperieren und zusam-

menarbeiten? Wem sind nicht die Umfragewerte und die 

eigene Partei wichtiger als die gemeinsamen Lösungen? 

Der ständige Profilierungsdrang von Parteien und der Ego-

ismus von Persönlichkeiten der Politik ermüdet die Men-

schen – und schadet der Demokratie. Solange jeder meint, 

nur er habe die einzig richtigen Antworten, scheitert die 

Politik. Demokratie vermag so viel mehr als nur den Sieg 

von Mehrheiten zu sichern. Gute, demokratische Prozesse 

können ein „Entweder oder“ in ein „Sowohl als auch“ ver-

wandeln. Viele verschiedene Aspekte, Gesichtspunkte und 

Interessen müssen nicht gegeneinander ausgespielt wer-

den, sie können einander ergänzen und miteinander verwo-

ben werden. Wenn man das will. Und wenn man der Demo-

kratie dafür Raum lässt, wenn man demokratische Prozesse 

professionell und respektvoll organisiert. Unter den Abge-

ordneten, den Regierenden, der Wählerschaft, in der Ge-

sellschaft.

Was bedeutet professionell? Ein paar Gedanken dazu. 

Wer die Demokratie wirklich stärken will, muss sie gewäh-

ren lassen. Der muss:

n	 Die Demokratie einladen und um ihre Mitwirkung in Re-

gierung und Parlament bitten,

n	 ihrer Stimme mehr vertrauen als der eigenen,

Ein Platz für Demokratie: Unter dem Motto „ZU HÖREN –  

ZUHÖREN“ wird der Park der Villa Reitzenstein in Stuttgart zur 

Bühne für die Gedanken, Forderungen, Bedürfnisse, Wünsche 

und Ängste der jungen Generation.

Die anderen haben auch immer recht!

Gisela Erler, ehemalige Staatsrätin für Zivilgesellschaft 

und Bürgerbeteiligung
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n	 in der Sache entscheiden und nicht aus Machtinteressen,

n	 auch mal dem politischen Gegner in der einzelnen Sache 

zustimmen,

n	 die Menschen miteinbeziehen bei den großen Reformen, 

die anstehen,

n	 mehr zuhören als widersprechen,

n	 Wege für Gemeinsamkeiten statt Gründe für Trennen-

des suchen. 

Was der Demokratie schadet

Aus Erfahrung von Mehr Demokratie schaden der Demokra-

tie vor allem: Misstrauen, Kontrollbedürfnis, Intransparenz 

und Ignoranz. Eine Politik, die auf ihre Wählerschaft herab-

blickt und ihr das Gefühl gibt: „Wir können das am besten 

und zwar ohne dich – du musst uns nur wählen“ erzeugt we-

nig Zuspruch. Vielleicht ist auch das ein Grund, weshalb der 

Anteil der Nichtwählerinnen und -wähler so hoch ist. Gäbe 

es dafür eine Partei, hätte sie wohl die meisten Stimmen. 

Das bedeutet, dass ein großer Teil der Gesellschaft sich 

durch die bestehenden politischen Kräfte entweder nicht 

vertreten fühlt, oder allen gleich viel zutraut und ihnen das 

Feld überlässt. 

Den Platz der Demokratie in der Politik einnehmen

Wie wäre es, wenn der Platz der Demokratie besetzt würde? 

Wenn jemand mit Stimm- und Rederecht für sie mit am Re-

gierungstisch säße. Ausgestattet mit einer kleinen Stabs-

stelle von ein paar Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Eine 

Vertrauensperson, eine Stellvertreterin, die bei wesentli-

chen politischen Themen den Finger heben und sagen kann: 

„Das ist ein großes Vorhaben, hier sollten wir vor der Um-

setzung die Bürgerinnen und Bürger einbeziehen und fra-

gen, wie sie das finden.“ 

Das geht nicht? Oh doch, das geht! Das gibt es sogar 

schon – in Baden-Württemberg. Seit über zwei Legislaturpe-

rioden, also seit über zehn Jahren, sitzt eine ehrenamtliche 

Staatsrätin mit im Kabinett und damit am Regierungstisch. 

Sie hat das volle Stimm- und Rederecht und ist ausgestattet 

mit einer eigenen Stabsstelle im Staatsministerium. Sie kann 

jederzeit die Hand für die Beteiligung der Bürgerinnen und 

Bürger heben und Prozesse anschieben, die diese Beteili-

gung umsetzen. Gisela Erler hat während der ersten beiden 

Legislaturperioden dieses Amt geprägt. In ihrem kürzlich 

erschienen Buch „Demokratie in stürmischen Zeiten“ be-

schreibt sie sehr anschaulich ihre Erfahrungen. Das hat in 

Baden-Württemberg viel verändert, und die Veränderungen 

schreiten fort. Die Demokratie hat einen Platz. Sie hat die 

Chance sich zu entfalten und wird stets weiterentwickelt. 

Dies ist ein Anfang, der sich in allen Bundesländern bis 

zum Bundeskanzleramt etablieren sollte. /

Claudine Nierth

Bundesvorstandssprecherin von  

Mehr Demokratie.
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Erster Bürgerdialog im Rahmen des Europadialogs in Bad Mergentheim mit Gisela Erler.
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N
ach den US-Präsidentschaftswahlen steht fest: Der 

45. Präsident wird auch der 47. Präsident des Lan-

des sein. Donald Trump hat auf ganzer Linie gewon-

nen. Das bedeutet in diesem Fall dreierlei: 

Erstens, er hat die Mehrheit der Wahlleute, also des so-

genannten Electoral College, auf sich vereinen können. Die-

se Mehrheit ist für die Präsidentschaftswahl die entschei-

dende. Das amerikanische Wahlsystem sieht vor, dass jeder 

der fünfzig Bundesstaaten eine bestimmte Anzahl an Wahl-

leuten entsendet. Wer in einem Bundesstaat die meisten 

Stimmen holt, erhält auch alle Wahlleute – the winner takes 

it all. Lediglich in Maine und Nebraska gibt es Ausnahmen 

von der Regel. Diese Eigenheit des amerikanischen Wahl-

systems hat in der Vergangenheit häufig dazu geführt, dass 

nicht der Kandidat oder die Kandidatin mit den meisten 

Wählerstimmen, also dem Popular Vote, die Präsident-

schaftswahl gewann. 

Doch Trump hat nicht nur die Mehrheit der Wahlleute 

gewonnen, sondern zweitens auch den Popular Vote: Über 

fünf Millionen Amerikanerinnen und Amerikaner waren es 

am Ende mehr, die ihm und nicht seiner demokratischen 

Konkurrentin Harris ihre Stimme gaben. Bei seinem ersten 

Wahlsieg 2016 ist Trump das nicht gelungen. Überhaupt ist 

er der erste republikanische Präsidentschaftskandidat seit 

2004, der das geschafft hat. 

Drittens haben die Republikaner auch eine Mehrheit in 

den beiden Kammern des Kongresses, also im Senat sowie 

im Repräsentantenhaus, errungen bzw. verteidigen kön-

nen. Exekutive, Legislative und Judikative sind künftig dem-

nach fest in republikanischer Hand. Und das Rennen war 

bei weitem nicht so knapp, wie es bis zuletzt prognostiziert 

wurde. So gingen alle sieben Swing States, Bundesstaaten, 

die nicht eindeutig republikanisch oder demokratisch ge-

prägt sind, an Trump. 

Was bedeutet das für die amerikanische Demokratie?

Die meisten politischen Beobachterinnen und Beobachter 

stimmen darin überein, dass Trump die amerikanische De-

mokratie einem Stresstest mit ungewissem Ausgang unter-

ziehen wird. Und dafür gibt es gute Gründe. So hat Trump in 

der Vergangenheit nicht nur einmal Zweifel an seinem De-

mokratieverständnis aufkommen lassen. Man denke hier 

beispielsweise an seine Aussage bei einer Diskussionsrunde 

des Senders Fox News, dass er für den Fall einer Wiederwahl 

kein Diktator sein wolle – außer am ersten Tag seiner Wahl. 

Welchen Stellenwert Aussagen wie diese haben, darüber 

lässt sich leidenschaftlich streiten. So spricht manch einer 

Die andere Seite  
der amerikanischen  
Demokratie
Ein Reisebericht zur US-Wahl von Achim Wölfel
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bereits von der letzten freien Wahl in den USA, andere ver-

weisen auf Trumps erste Amtszeit und raten zur Gelassen-

heit. Dritte wiederum betonen, dass die Wahl im November 

gerade Ausdruck einer vitalen und funktionierenden Demo-

kratie ist, die friedliche Machtwechsel ermöglicht. 

Doch darum, welche Perspektive denn nun die plausibels-

te ist, soll es in diesem Beitrag nicht gehen. Der Autor dieser 

Zeilen war über die Präsidentschaftswahl zwei Wochen in 

den USA und hat dort verschiedene Bundesstaaten, Politike-

rinnen und Politiker sowie zivilgesellschaftliche Organisatio-

nen besucht. Einige Eindrücke und Erkenntnisse sollen hier 

geteilt werden, die in der hiesigen Berichterstattung gerne 

aus dem Blick geraten. Im Folgenden wird argumentiert, dass 

es auch in einem präsidialen System wie den USA zu kurz 

greifen würde, die Demokratie lediglich auf das Präsidenten-

amt zu reduzieren. Mein Reisefazit: Das Gesamtsystem ge-

staltet sich deutlich vielseitiger und komplexer. 

Direkte Demokratie als Korrektiv 

Abgesehen von der Schweiz wird wohl in keinem Land der 

Welt so häufig direkte Demokratie praktiziert wie in den 

USA. Die Bürgerinnen und Bürger haben in den Staaten am 

5. November nicht nur einen neuen Präsidenten gewählt, 

sondern auch über zahlreiche direktdemokratische Initiati-

ven abgestimmt. Die USA sind mit Blick auf die Ausgestal-

tung der direkten Demokratie vergleichbar mit Deutschland: 

So gibt es keine bundesweiten Volksentscheide, dafür aber 

in einem Großteil der Bundesstaaten direktdemokratische 

Beteiligungsmöglichkeiten. Die Regeln und Verfahren unter-

scheiden sich dabei von Staat zu Staat. So kennt knapp die 

Hälfte der Bundesstaaten Gesetzesinitiativen und Referen-

den durch das Parlament. Obligatorische Verfassungsrefe-

renden gibt es in beinahe jedem Bundesstaat. Grundsätzlich 

lässt sich sagen, dass in den USA über sehr vieles abge-

stimmt werden kann, da die Bundesstaaten weitreichende 

gesetzgeberische Kompetenz haben und Themenausschlüs-

se eher Ausnahme als Regel sind. 

Parallel zur Präsidentschaftswahl haben vor diesem Hinter-

grund in 41 von 50 Bundesstaaten insgesamt 159 Sachfra-

gen zur Abstimmung gestanden. Thematisch ging es dabei 

beispielsweise um Gesetze zum Schwangerschaftsabbruch, 

um das Wahlrecht sowie um Einwanderung. Viele der Initia-

tiven in den Bundesstaaten können dabei als Reaktion auf 

die Bundespolitik verstanden werden. Prominentestes Bei-

spiel sind hier sicherlich Initiativen zur Abtreibungsgesetz-

gebung. Nachdem der Oberste Gerichtshof der USA im Juli 

2022 in einer kontroversen Entscheidung das seit den sieb-

ziger Jahren bestehende allgemeine Recht auf einen 

Schwangerschaftsabbruch aufgehoben hatte, wurden ins-

gesamt zehn Initiativen in Bundesstaaten zu diesem Thema 

auf den Weg gebracht, die am 5. November parallel zur Prä-

sidentschaftswahl abgestimmt wurden.1 In sieben Bundes-

staaten sprachen sich die Wählerinnen und Wähler für eine 

Verankerung in der Verfassung und damit eine Stärkung 

des Abtreibungsrechts aus, in drei Bundesstaaten scheiter-

ten vergleichbare Initiativen. 

Die Rolle der Bundesstaaten

Gewaltenteilung – in den USA wird von Checks and Balances 

gesprochen, die sogar Verfassungsprinzip sind – ist für De-

mokratien unerlässlich, sorgt sie doch für politische Stabili-

tät und Interessenausgleich, indem verhindert wird, dass es 

zu übermäßigen Machtkonzentrationen kommt. Wichtiger 

Bestandteil der Gewaltenteilung in den USA ist deren föde-

rale Verfasstheit. Traditionell spielen Bundesstaaten im Ver-

gleich zur Bundesebene hier eine starke Rolle. Deren Auto-

nomie ist deutlich ausgeprägter als die der deutschen 

Bundesländer oder Schweizer Kantone. So hat die Bundes-

regierung in den USA nur solche Befugnisse, die ihr aus-

drücklich übertragen wurden, über alles andere wird in den 

Bundesstaaten entschieden. Dies drückt sich formal unter 

1	  Vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Roe_v._Wade#Aufhebung_von_Roe_v._
Wade. 

„Nächsten Dienstag wählen die Bür-
ger Arizonas nicht nur einen neuen 
Präsidenten, sondern entscheiden 
auch über fast 80 andere Ämter und 
Initaitiven. So viel wählt ein durch-
schnittlicher Europäer in einem gan-
zen Leben!“

Ein Mitarbeiter des Wahlamts in Maricopa County 

https://de.wikipedia.org/wiki/Roe_v._Wade
https://de.wikipedia.org/wiki/Roe_v._Wade
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spielt bei diesen Ämtern – wie übrigens auch bei den direkt-

demokratischen Initiativen – oft eine untergeordnete Rolle. 

Es ist durchaus üblich, dass ein treuer Anhänger der republi-

kanischen Partei hier eine Kandidatin der Demokraten wählt 

und andersherum. Weiterhin kommt hinzu, dass auch „unab-

hängige“ Kandidatinnen und Kandidaten auf der kommuna-

len Ebene stark vertreten sind. In Arizona machen sie bereits 

ein Drittel aller Kandidierenden aus – Tendenz steigend. 

Lebendig und selbstbewusst bedeutet in diesem Kontext 

auch, dass in den USA ein Demokratieverständnis vor-

herrscht, dass Wahlen und Abstimmungen zuvorderst als 

Aufgabe der Bürgerinnen und Bürger begreift und nicht als 

„Service“ der Regierung. Abraham Lincolns Demokratie-Defi-

nition „Democracy is the government of the people, by the 

people and for the people” sollte uns hier wieder in den Sinn 

kommen. Und tatsächlich zeigt sich eben dieses Verständnis 

allerorts im persönlichen Gespräch, ob auf der Straße, im 

privaten Umfeld oder bei politischen Veranstaltungen. Be-

sonders eindrucksvoll war dies bei jenen Menschen, die in 

den Wahlbehörden der Countys oder den lokalen Wahlloka-

len für einen reibungslosen Ablauf der Wahl sorgten und 

dies mit einem unverkennbaren Stolz für ihre Demokratie 

taten. Schwer vorstellbar, dass sich die Amerikanerinnen 

und Amerikaner das nehmen lassen werden. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die älteste 

Demokratie der Welt nach wie vor auch eine vielfältige und 

robuste Demokratie ist. Im amerikanischen Präsidialsystem 

kommt dem Präsidenten bzw. der Präsidentin eine herausra-

gende Rolle zu. Dennoch sind auch diese Befugnisse nicht 

grenzenlos, es gibt Schranken und Ausgleichsmechanismen. 

So dient etwa eine gut ausgebaute und rege genutzte direk-

te Demokratie in den Bundesstaaten regelmäßig als Gegen-

gewicht zu Entscheidungen, die auf der Bundesebene ge-

troffen werden. Ohnehin haben die Bundesstaaten im 

föderalen System der USA viel politisches Gewicht, das sich 

in weitreichenden gesetzgeberischen Kompetenzen und 

selbstbewussten Politikerinnen und Politikern zeigt. Schließ-

lich wird die amerikanische Demokratie auch von einer star-

ken Zivilgesellschaft in den Kommunen getragen, die oft 

parteiübergreifend an gemeinsamen Lösungen für die drän-

genden Probleme vor Ort arbeitet. Präsidentschaftswahl-

kämpfe, die eher den Charakter von Schlammschlachten 

haben, und eine bisweilen überdrehte Berichterstattung mö-

gen diese Seite der amerikanischen Demokratie überschat-

ten, sollten aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sie 

auch gibt: die vielseitige, lebendige und bemerkenswerte 

Demokratie der Vereinigten Staaten von Amerika. /

anderem in eigenen Verfassungen und enormen Unter-

schieden in den regionalen politischen Systemen aus. Es 

zeigt sich aber auch in einer starken bundesstaatlichen 

Identität und einem eigenständigen sowie selbstbewussten 

Auftreten gegenüber der Bundesebene. Unmittelbar nach 

der Wahl des neuen US-Präsidenten haben bereits mehrere 

Gouverneure sogenannter blue states, den von der demo-

kratischen Partei geführten Bundesstaaten, angekündigt, 

dass sie Widerstand gegen eine aus ihrer Sicht rückwärtsge-

wandte Politik einer neuen Administration organisieren wer-

den. So hat etwa Gavin Newsom, der Gouverneur von Kali-

fornien, dem bevölkerungsreichsten Bundesstaat der USA, 

verlauten lassen, dass sich seine Verwaltung bereits auf 

rechtliche Auseinandersetzungen einstelle und bereit sei 

„vor Gericht zu kämpfen“, wenn es etwa um die Einschrän-

kung von Klimaschutzmaßnahmen oder eine Lockerung der 

Regelungen für Waffenbesitz gehe. Ähnlich äußerten sich 

auch andere demokratisch regierte Bundesstaaten, darun-

ter New York und Washington. 

Starke Demokratie in den Kommunen 

Doch nicht nur die Bundesstaaten nehmen im politischen 

System der USA eine zentrale Rolle ein. Auch die Städte und 

Gemeinden sowie Countys, also mittlere Verwaltungseinhei-

ten, die am ehesten mit Landkreisen vergleichbar sind, sind 

mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattet und tragen 

ihren Teil zu einem lebendigen demokratischen Miteinander 

bei. Das bedeutet zum Beispiel, dass in den USA deutlich 

mehr Ämter gewählt werden, als dies in Deutschland üblich 

ist. So standen in Arizona bei der Präsidentschaftswahl im 

November insgesamt 61 weitere Wahlämter und 13 direktde-

mokratische Initiativen zur Wahl. Gewählt wurden unter an-

derem neue Polizei-Chefs und -Cheffinnen, Leitungen von 

Schul- und Steuerbehörden und sogar Richterinnen und 

Richter. Alle haben ihre eigenen kleinen und großen Wahl-

kämpfe geführt und für ihre Ideen geworben. Das Parteibuch 

Achim Wölfel

ist Landesgeschäftsführer von Mehr 

Demokratie Nordrhein-Westfalen.
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info@mehr-demokratie.de

Tel. 030-42 08 23 70 

www.mehr-demokratie.de

Seit 35 Jahren bringt Mehr Demokratie direkte 

Demokratie und Bürgerbeteiligung voran und 

kümmert sich um Transparenz und ein faires 

Wahlrecht.

Das Gespräch ist das Herz der Demokratie.  

Wir reden mit Menschen auf der Straße, in  

Initiativen und in der Politik.

Unsere Überzeugung ist, dass Menschen fähig 

sind, frei, selbstbestimmt und in Respekt mit­

einander zu leben und gemeinwohlorientiert 

mitzubestimmen. Mit mehr Bürgerbeteiligung 

und direkter Demokratie kann es gelingen, die 

gegenwärtigen Herausforderungen zu meistern 

und die Zukunft gemeinsam zu gestalten.

Bei uns können Sie mitmachen! 

Folgen Sie uns auf den Social Media-Kanälen. Dort 

posten wir regelmäßig Hinweise auf Veranstaltun­

gen, spannende Verfahren in den Bundesländern 

und Kommunen und vieles mehr.

Wir bieten mit Sprechen & Zuhören ein 

Dialogformat sowohl online wie auch  

vor Ort an, in dem sich Menschen mit 

unterschiedlichen Meinungen respektvoll 

begegnen können.

www.mehr-demokratie.de/mehr-wissen/

demokratische-kultur
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